
Wir kennen es als Konstan-
te jeder medialen Bericht-
erstattung. Stehen Wah-

len bevor, dann erklären die
meinungsbildenden Medien dem
aufmerksamen Publikum, dass –
angeblich – unumgänglich notwen-
dige Maßnahmen verschoben wer-
den müssen. Beschlüsse über
Sparvorhaben im Sozialbereich,
euphemistisch „Reformen“ ge-
nannt, werden nie vor Wahlgängen
gefasst. Mit dem Titel „Erst Wahlen,
dann Reform“ überschrieb bei-
spielsweise am 9. März 2017 der
Wiener Standard seine erklärenden
Ausführungen, warum EU-Kom-
missionspräsident Jean-Claude
Juncker seinen großen Plan für ein
EU-Europa der unterschiedlichen
Geschwindigkeiten erst im Herbst
vorstellen werde. Es gilt, die Wah-
len in den Niederlanden, Frank-
reich und Deutschland abzuwarten.
Oder, wie es dazu im Standard
hieß: „Erschwerend ist, dass in den
Schlüsselländern Frankreich und
Deutschland Wahlen unmittelbar
bevorstehen.“

Ganz generell haben wir uns daran
gewöhnt, dass in Vorwahlzeiten
eine Schonfrist für einschneidende
Gesetzesänderungen gilt. Dem
hehren demokratischen Gedanken
widerspricht dies freilich, sollten
doch gerade wichtige gesellschaft-
liche Vorhaben breit diskutiert und
dem Volk zur Abstimmung vorge-
legt werden. Und wann ginge dies
besser als vor dem Urnengang?

Umgekehrt gilt in Vorwahlzeiten
auch das medial verbreitete und
weitgehend allgemein akzeptierte
Einverständnis, dass Stellungnah-
men von Politiker_innen nicht ernst
zu nehmen seien. Mit der Bemer-
kung „Der ist schon im Wahlkampf-

modus“ wird die Aussagekraft jedes
Politikers und jeder Politikerin
medial gegen Null reduziert. Das
Wort „Wahlversprechen“ ist zum
Synonym für Täuschung verkom-
men. Dies war erst unlängst wieder
zu bemerken, als dies- und jenseits
des Atlantiks die großen Medien-
konzerne es nicht begreifen konn-
ten, dass der frisch gewählte US-
Präsident daran ging, einige seiner
Wahlversprechen tatsächlich ein-
zulösen. Donald Trump muss sich
wohl erst an den in der politischen
Klasse gängigen Usus gewöhnen.

Hinter diesem verächtlichen
Umgang mit dem zentralen demo-
kratischen Instrument unserer par-
lamentarischen Systeme steckt
das unausgesprochene Selbstver-
ständnis, dass der Gesellschaft
eine alternativlose Entwicklung ein-
gebrannt sei, die wirtschaftlichen
Vorgaben eines von kapitalistischer
Akkumulation getriebenen Wachs-
tums zu folgen hätte. Einzig die
immer mächtiger werdenden Kon-
zerne könnten dies gewährleisten.
Als Auftakt für dieses neoliberale
Zeitalter kann der Slogan „There is
no Alternative" der britischen Kon-
servativen Margaret Thatcher
gesehen werden, dessen Akronym
TINAAnfang der 1980er Jahre zum
Markenzeichen ihrer Regierungs-
zeit wurde. Der US-amerikanische
Politikwissenschaftler Francis Fu-
kuyama toppte dann die Floskel
von der Alternativlosigkeit einer
wirtschaftsliberalen Politik mit sei-
ner 1992 formulierten These vom
„Ende der Geschichte“, die er nach
dem Zusammenbruch der Sowjet-
union postulierte. Sie war für ihn
offensichtlich die einzig verbliebene
Systemalternative gewesen.

Was einer zwischenzeitlich auch

von Sozialdemokrat_innen und
Grünen als alternativlos dargestell-
ten Wirtschaftsform gefährlich wer-
den könnte, ist der Volkswille. Wie
das schon klingt: Volkswille. Kaum
getraut man sich das Wort zu
wiederholen. Und tatsächlich exi-
stiert eine immer tiefer werdende
Kluft zwischen dem, was das
angeblich alternativlose Wachs-
tumsmodell verspricht, und dem,
was von den Versprechen bei den
Menschen ankommt. Der Wider-
spruch zwischen Kapitalinteresse
und Volkswille wird für immer mehr
gesellschaftliche Schichten spür-
bar.

Vom nationalen Parlament zur
supranationalen Kommission

Bereits das Delegiertensystem
unserer parlamentarischen Demo-
kratie ist, sagen wir es vorsichtig,
nicht vor Missbrauch gefeit. Zwi-
schen Wählerwille und Volksvertre-
tung ist viel Platz für die Durchset-
zung wirtschaftlicher Interessen;
nicht selten gelingt es sogenannten
Lobbyisten, parlamentarische Ent-
scheidungen zu beeinflussen oder
herbeizuführen, ohne damit das
Wahlvolk zu belästigen.

Auf der Ebene der Europäischen
Union ist eine demokratische Ent-
scheidungsfindung schon von ihrer
Struktur her unmöglich. Allein die
Tatsache, dass nationale Exekuti-
ven – also Ministerpräsident_innen
und Minister_innen – in der supra-
nationalen EU sich zur Legislative
ermächtigen, widerspricht dem
Grundprinzip der Gewaltenteilung.
Die Minister – lateinisch für „Die-
ner“ – der einzelnen Staaten sind
nämlich von den nationalen Volks-
vertreter_innen dazu bestimmt wor-
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den, die in den Parlamenten
beschlossenen Gesetze auszufüh-
ren, zu exekutieren; stattdessen
maßen sie sich in Brüssel an, den
übernationalen EU-Rat zu bilden,
der seinerseits die Kommission
bestimmt. Das EU-Parlament spielt
auch nach den Geschäftsord-
nungsänderungen von Lissabon
eine vergleichsweise unbedeuten-
de Nebenrolle.

Weil es in Brüssel strukturbedingt
keine demokratische Kontrolle gibt,
herrscht das Recht des (wirtschaft-
lichen) Stärkeren auf mehr oder
minder direkte Weise. Deshalb ist
auch die Vorhalle – die Lobby – gar
nicht mehr der Platz, an dem Parti-
kularinteressen formuliert werden;
vielmehr sind Tausende von Kon-
zernvertreter_innen in der belgi-
schen Hauptstadt damit beschäf-
tigt, ihre Wünsche als vorbereitete
Gesetzestexte an die Kommission
zu leiten und sie für ihr Geschäfts-
modell mit angenehm klingenden
Adjektiven wie nachhaltig, umwelt-
freundlich oder transparent zu ver-
sehen. In Brüssel herrscht, schiebt
man die Kulissen einer zur
Fassadendemokratie verkomme-
nen Herrschaft beiseite, die Dikta-
tur des Kapitals. Diese folgt den
vier wesentlichen Prinzipien der
kapitalistischen Freiheit: dem
uneingeschränkten und von poten-
ziellen politischen Interventionen
nicht zu behindernden freien Ver-
kehr von Waren, Dienstleistungen,
Kapital und Arbeitskraft, wobei über
die mit dem Unwort „Arbeitneh-
mer_innenfreizügigkeit“ versehene
Freiheit zur Zeit überall heftig
gestritten wird.

25 Jahre nach dem Vertrag von
Maastricht (1992), der eine Durch-
setzung des ökonomischen Pri-
mats und eine Selbstentmachtung
der Politik mit sich gebracht hat, ist
die Behauptung zulässig, dass es
sich hierbei nicht um einen demo-
kratiepolitischen Fehler, sondern
um eine bewusst verordnete Orien-
tierung handelt. Spätestens seit

damals steht fest, dass die Europä-
ische Union ein System der ökono-
mischen Konvergenz bei gleichzei-
tiger sozialer (und steuerpoliti-
scher) Divergenz darstellt. Mittler-
weile ausgeleiert klingende Stel-
lungnahmen von Gewerkschafter-
_innen und Sozialdemokrat_innen,
aus dem EU-Konstrukt eine soziale
Union machen zu wollen, haben
angesichts der Wirklichkeit jede
Glaubwürdigkeit verloren.

Neudefinition der Demokratie

Um den Ist-Zustand sowohl in
Westeuropa als auch in Nordameri-
ka dennoch als Demokratie verkau-
fen zu können, bemühen sich die
Ideolog_innen des Neoliberalismus
um die Neudefinition des Demokra-
tiebegriffes und die Implementie-
rung eines entsprechenden Weltbil-
des. Der griechische Wortstamm
demos – Volk – soll vergessen
gemacht werden, indem man ihn
mit dem Beiwort „national“ kombi-
niert und beides gemeinsam dis-
kreditiert. Sein lateinisches Pen-
dant– populus– gerät im Zusam-
menhang mit politischen Zuordnun-
gen als Rechts- bzw. Linkspopu-
list_innen zum Schimpfwort für alle,
die sich nicht der neuen Doktrin
fügen wollen.

Der neue, politisch einzig korrekte
Gebrauch von Demokratie muss
dem Zeitgeist entsprechend un-
trennbar mit dem Adjektiv „liberal“
verbunden sein. Nur eine „liberale
Demokratie“ ist in dieser Sicht-
weise eine echte Demokratie. Einer
der prominentesten und lautstärk-
sten US-amerikanischen Journali-
sten, Fareed Zakaria, Chefredak-
teur des führenden außenpoliti-
schen Organs Foreign Affairs, zehn
Jahre Chefredakteur von News-
week und Chefkommentator bei
CNN und ABC, hat dazu bereits
Ende 1997 einen programmati-
schen Aufsatz geschrieben. In „The
Rise of illiberal Democracy“ warnt
er vor dem Aufkommen von unkon-

trollierbarem Volkswillen rund um
die Welt, indem er demokratische
Mehrheitsfindungen in Dutzenden
von Ländern – von Peru und Argen-
tinien über Rumänien und die Slo-
wakei bis nach Bangladesch und
die Philippinen – als gefährlich
brandmarkt. Seiner Meinung nach
bedarf Demokratie (wie er sie ver-
steht und das vom Kapital getriebe-
ne System sie braucht) eines „kon-
stitutionellen Liberalismus’“, um als
liberale Demokratie anerkannt zu
werden. Ehrlicher Weise interes-
siert ihn dabei nicht, „wie es zur
Auswahl von Regierungen kommt,
eher schon, welches Ziel diese
Regierungen haben.“ Und weiter:
„Wahlen sind wichtig, aber sie sind
nicht die einzige Tugend. Regierun-
gen sollten (von der US-Außenpoli-
tik, d.A.) nach ihrer Reife in Hinblick
auf konstitutionellen Liberalismus
beurteilt werden.“ Darunter zu ver-
stehen ist an oberster Stelle der
Schutz von Eigentum und die Inve-
stitionssicherheit. Wer das nicht
garantieren kann oder will, ist illibe-
ral, mithin in der Welt des Neolibe-
ralismus illegitim.

Diese Definition der Demokratie als
ausschließlich liberale, wirtschafts-
liberale, hat zwischenzeitlich weite
Kreise bin hinein in die Linke gezo-
gen. Der britische Politikwissen-
schaftler Colin Crouch beschreibt in
seinem 2003 erstmals auf italie-
nisch – und 2008 auf deutsch –
erschienenen Buch „Postdemokra-
tie“ die Umdeutung von Volksherr-
schaft für wirtschaftsliberale Zwe-
cke, die politische Interventionen in
ökonomische Prozesse verunmög-
lichen soll. Sein gesellschaftlicher
Befund kommt im Titel des Buches
zum Ausdruck: Wir leben in postde-
mokratischen Verhältnissen.

Die kritische Öffentlichkeit nimmt
diesen Zustand weitgehend phleg-
matisch zur Kenntnis. Weil sich vie-
le ihrer Wortführer_innen in herr-
schende Strukturen, insbesondere
in jene der EU, kooptieren haben
lassen, werden Debatten über den

9   Spinnrad 1 / 2017

DDEEMMOOKKRRAATTIIEE&&KKAAPPIITTAALL



undemokratischen Charakter der
„liberalen Demokratie“ in weiten
Kreisen tabuisiert. Durch den selbst
verordneten Maulkorb der Linken
schwimmt die politische Rechte auf
der Erfolgswelle. Wer allerdings
erst in diesem Moment den um sich
greifenden Rassismus beklagt,
muss sich fragen lassen, was er
zuvor zur schleichenden Abschaf-
fung des Volkswillens gesagt hat.
Kapital und Demokratie, das wuss-
ten schon unsere Altvorderen, pas-
sen nicht zusammen.

Hannes Hofbauer, geboren 1955
in Wien, studierte Wirtschafts- und
Sozialgeschichte und arbeitet als
Publizist und Verleger.

Von Hannes Hofbauer ist im Jahre
2015 zum Thema erschienen: Die
Diktatur des Kapitals. Souveräni-
tätsverlust im postdemokratischen
Zeitalter. ISBN: 978-3-85371-376-
1; Promedia 2014. 240 S.
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AKTIV SEIN 
IM VERSÖHNUNGSBUND!

Jedes Engagement zählt - wir freuen uns, wenn du unsere
Arbeit für Frieden und Gewaltfreiheit unterstützen willst!

• MITGLIED WERDEN! – Als Mitglied beim Internationalen Versöh-
nungsbund, österreichischer Zweig, setzt du ein Zeichen für die
Gewaltfreiheit. Du bekommst am Anfang des Jahres unseren Jahresbe-
richt und vierteljährlich unsere Zeitschrift „Spinnrad" zugesandt. Außerdem
halten wir dich durch unseren monatlichen Email-Newsletter sowie durch
Veranstaltungstipps auf dem Laufenden, damit du immer weißt, was bei
uns im Moment los ist        (Mitgliedsbeitrag €45, ermäßigt €30 pro Jahr).

-Bist du noch kein Mitglied?

Unter http://www.versoehnungsbund.at/mitglied-werden/ kannst du das
ändern!

- Du bist bereits Mitglied? Vielleicht kennst du ja Menschen, die eben-
falls an Gewaltfreiheit interessiert sind und beim VB Mitglied werden oder
das „Spinnrad" abonnieren wollen!

• SPENDEN! - Eine Spende ermöglicht unsere Arbeit für Frieden,
Gerechtigkeit und Menschenrechte! Als unabhängiger Verein wird die
Arbeit des Versöhnungsbundes zum größten Teil durch Beiträge und
Spenden unserer Mitglieder, Förderer und Förderinnen finanziert, dabei
zählt jeder Beitrag (Kontoinformationen können dem beiliegenden Zahl-
schein entnommen werden)!

• Möglichkeiten zur freiwilligen MITARBEIT! - Wir freuen uns immer über
Menschen, die sich mit ihren Interessen und Fähigkeiten bei uns einbrin-
gen wollen. In folgenden Bereichen würden wir uns derzeit über helfende
Hände freuen – auch wenn die Mitarbeit nur gelegentlich stattfindet:

- Spinnrad: Die Möglichkeiten sich bei der 4x im Jahr erscheinenden Zeit-
schrift einzubringen sind vielseitig: Versandtätigkeit im Büro, Verfassen
von Artikeln, Redaktion und Lektorat. Melde dich einfach bei uns!

- Mitarbeit in den Arbeitsgruppen zu unseren Programmen: Unsere
Programme findet ihr in unserem Leitbild www.versoehnungsbund.at/
leitbild/. 

Nähere Auskünfte dazu geben wir gerne auf Anfrage!

Bei Interesse bitten wir um Kontaktaufnahme unter   

E-mail: office@versoehnungsbund.at

Tel.: 01 - 408 5332


